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Kreistagsbüro, E-Government 

 
 

Ergebnisniederschrift 
 

über die Sitzung des Kreistags (KT/IX-019/2014) 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg 

 
am 07.04.2014, 13:02 Uhr bis 15:43 Uhr, 

Kreistagssitzungssaal, 
Kreishaus Darmstadt, Jägertorstraße 207, 64289 Darmstadt 

 
- - - 

 
Tagesordnung 

 

TOP Betreff 

Öffentlicher Teil 

 1. Bericht der Vorsitzenden des Kreistags 

 2. Bericht des Vorsitzenden des Kreisausschusses 

 2.1. Aufsichtsbehördliche Genehmigung über den 1. Nachtragswirtshaftsplan für das 
Wirtschaftsjahr 2013  "Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg" 
Vorlage: 2007-2014/DaDi 

 3. Berichte der Kreistagsausschüsse 

 4. Beschlussempfehlungen der Kreistagsausschüsse 

 4.1. Haushaltskonsolidierung: Zuschuss Musikschule 
HSK Nr. 133 / KGSt Nr. 53 
Vorlage: 2024-2014/DaDi 

 4.2. Haushaltskonsolidierung: Reduzierung der Aufwendungen für Publikationen 
HSK Nr. 12 / KGSt Nr. 34 
Vorlage: 2052-2014/DaDi 

 5. Spartenkonzernabschluss der Kreiskliniken Darmstadt-Dieburgfür das 
Wirtschaftsjahr 2011 
Vorlage: 1873-2013/DaDi 

 6. Spartenkonzernabschluss der Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg für das 
Wirtschaftsjahr 2012 
Vorlage: 1874-2013/DaDi 

 7. Bestellung eines Jahresabschlussprüfers für den Eigenbetrieb der Kreiskliniken 
Darmstadt-Dieburg 2014 
Vorlage: 2000-2014/DaDi 

 8. Nachtragshaushaltssatzung 2014 - Einbringung 
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 8.1. Nachtragshaushaltssatzung 2014 
Vorlage: 1806-2013/DaDi/1 

 9. Änderung der Satzung über die Bildung von Schulbezirken für Grundschulen des 
Landkreises Darmstadt-Dieburg 
Vorlage: 2014-2014/DaDi 

 10. Gründung eines Medizinischen Versorgungszentrums über den Eigenbetrieb 
„Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg“ 
Vorlage: 1934-2013/DaDi 

 11. Frauenkommission  
Wahl von sachkundigen und stellvertretenden sachkundigen Mitgliedern 
Vorlage: 2056-2014/DaDi 

 12. Verbesserung der räumlichen Situation in der Max-Planck-Schule in Groß Umstadt  
Antrag FW-PP 
Vorlage: 1710-2013/DaDi 

 13. Förderung der Betreuenden Grundschulen  
Antrag SPD, Grüne 
Vorlage: 1781-2013/DaDi 

 13.1. Förderung der Betreuenden Grundschulen - Änderungsantrag SPD, Grüne 
Vorlage: 2049-2014/DaDi 

 14. „Sachlicher Teilplan Erneuerbare Energien“- Stellungnahme des Kreises - Antrag 
SPD, Grüne 
Vorlage: 2048-2014/DaDi 

 15. Zukunft der Schwimmbäder im Landkreis Darmstadt-Dieburg; Schwimmunterricht 
in der SEK I - Anfrage CDU 
Vorlage: 2045-2014/DaDi 

 16. Vernetzung der (Jugend-)Sozialarbeit an Schulen - Anfrage CDU 
Vorlage: 2046-2014/DaDi 
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Anwesende 

 Fraktion der SPD 

 Frau Bürgermeisterin Gabriele Coutandin  

 Frau Angelika Dahms  

 Herr Wolfgang Duda-Staniczek  

 Herr Ludwig Gantzert  

 Herr Dr. Mathias Göbel  

 Herr Dr. Martin Griga  

 Herr Bürgermeister Karl Hartmann  

 Frau Heike Hofmann  

 Herr Hans-Dieter Karl ab TOP 2 (13:11 Uhr) 

 Frau Gudrun Kirchhöfer  

 Herr Bürgermeister Patrick Koch ab TOP 4.2 (13:27 Uhr) 

 Herr Aron Krist  

 Herr Bürgermeister Andreas Larem ab TOP 2 (13:12 Uhr) 

 Herr Hans-Joachim Larem  

 Herr Clemens Laub bis TOP 10 (14:33 Uhr) 

 Herr Alexander Ludwig  

 Herr Matti Merker ab TOP 4 (13:21 Uhr) 

 Herr Bürgermeister Joachim Ruppert  

 Herr Bürgermeister Werner Schuchmann  

 Frau Karin Spalt  

 Frau Bürgermeisterin Christel Sprößler  

 Frau Bürgermeisterin Gabriele Winter  

 Frau Kreistagsvorsitzende Dagmar Wucherpfennig  

 Fraktion der CDU 

 Herr Peter Christ  

 Herr Boris Freund  

 Herr Thorsten Fricke ab TOP 2 (13:08 Uhr) 

 Herr Bürgermeister Achim Grimm  

 Herr Heiko Handschuh  

 Herr Bürgermeister Carsten Helfmann ab 13:04 Uhr 

 Herr Sven Holzhauer  

 Frau Marita Keil  

 Herr Frank Klock  

 Herr Fraktionsvorsitzender Lutz Köhler  

 Frau Iris Landgraf-Sator  

 Herr Winfried Landrock  

 Frau Bürgermeisterin Dr. Astrid Mannes  

 Frau Gabriele Pauker-Buß  

 Herr Manfred Pentz  

 Herr Reinhard Rupprecht ab TOP 2 (13:13 Uhr) 

 Herr Sebastian Rouven Sehlbach  

 Frau Evelin Spyra  

 Herr Waldemar Stetter  

 Herr Rainer Steuernagel  

 Herr Hans Volkmann  
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Anwesende 

 Fraktion von Bündnis90/Die Grünen 

 Herr Prof. Dr. Friedrich Battenberg  

 Herr Ernst Ludwig Becker  

 Herr Christian Flöter  

 Herr Christian Grunwald  

 Frau Fraktionsvorsitzende Brigitte Harth  

 Frau Susanne Hoffmann-Maier  

 Frau Christiane Krämer  

 Herr Ben Lüttges  

 Herr Jochen Myrzik  

 Frau Barbara Roos  

 Frau Renate Schäfer-Baab  

 Frau Iris Schimpf-Reeg  

 Frau Claudia Schlipf-Traup  

 Frau Barbara Walter  

 Fraktion der FDP 

 Herr Dr. Albrecht Achilles  

 Herr Fraktionsvorsitzender Klaus-Jürgen Hoffie  

 Herr Horst Schultze  

 Fraktion der FW-PP 

 Herr Markus Brechtel  

 Herr Friedrich Herrmann  

 Herr Karl-Heinz Prochaska  

 Fraktion von Die Linke 

 Herr Fraktionsvorsitzender Walter Busch-Hübenbecker  

 Herr Arno Grieger  

 Kreisausschuss 

 Herr Kreisbeigeordneter Uwe Bülter  

 Herr Kreisbeigeordneter Dieter Emig  

 Herr Kreisbeigeordneter Christel Fleischmann  

 Frau Kreisbeigeordnete Christa Lettau  

 Frau Erste Kreisbeigeordnete Rosemarie Lück  

 Herr Kreisbeigeordneter Rolf Meyer  

 Herr Landrat Klaus Peter Schellhaas  

 Herr Kreisbeigeordneter Tilman Schmieder-Harth ab TOP 2 (13:13 Uhr) bis TOP 14 (15:31 Uhr) 

 Frau Kreisbeigeordnete Marianne Streicher-Eickhoff  

 Herr Kreisbeigeordneter Georg Theiß  

 Frau Kreisbeigeordnete Jessika Tips  

 Frau Kreisbeigeordnete Karin Voigt  

 Verwaltung 

 Herr Fritz Axt  

 Herr Uwe Gärtner  

 Herr Roman Gebhardt  

 Herr Michael Hutterer  

 Herr Rainer Leiß  

 Frau Martina Löffler  
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Anwesende 

 Frau Nicole Mally  

 Herr Patrick Nickel  

 Frau Susanne Stockhardt  

 Frau Ute von Massow  

 
 

Abwesende 

 Fraktion der SPD 

 Herr Rolf Geiger  

 Frau Margrit Herbst  

 Herr Harald Plößer  

 Fraktion der CDU 

 Herr Siegfried Sudra  

 Fraktion von Bündnis90/Die Grünen 

 Herr Dr. Walter Sydow  

 Kreisausschuss 

 Herr Kreisbeigeordneter Marco Hesser  

 Frau Kreisbeigeordnete Doris Hofmann  

 
 
Vorsitzende Wucherpfennig stellt fest: 
 

1. Die Einladung zur Sitzung des Kreistages ist form- und fristgerecht ergangen. 
2. Der Kreistag ist beschlussfähig. 
3. Vorsitzende Wucherpfennig verweist auf die aktualisierte Tagesordnung. Sie teilt mit, 

dass sich die im Kreistag vertretenen Fraktionen, im Nachgang zu der Sitzung des 
Kreistagspräsidiums, darauf verständigt haben, dass Tagesordnungspunkt 13.1nicht 
zurückgestellt, sondern in der heutigen Sitzung aufgerufen und beraten wird und jeder 
Fraktion fünf Minuten Redezeit zur Verfügung stehen. Änderungswünsche dazu werden 
nicht erhoben. 

4. Einwände gegen die Ergebnisniederschrift der 18. Sitzung des Kreistages wurden nicht 
erhoben. 

5. Schriftführer ist Rainer Leiß. 
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Protokoll 

des öffentlichen Teils 
 

Beschluss zu TOP  1. 
Vorlage-Nr.:  

Aktenzeichen:  

Betreff: Bericht der Vorsitzenden des Kreistags 

Beschluss:  
 
Vorsitzende Wucherpfennig teilt mit, dass unter Tagesordnungspunkt 1 nichts zu berichten ist. 
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Beschluss zu TOP  2. 
Vorlage-Nr.:  

Aktenzeichen:  

Betreff: Bericht des Vorsitzenden des Kreisausschusses 

Beschluss:  
 
Landrat Schellhaas berichtet hinsichtlich des Zweckverbandes „NGA-Netz Darmstadt-Dieburg“, 
dass die mit der Telekom Deutschland GmbH ausgearbeiteten Verträge in einer der kommenden 
Wochen unterzeichnet werden können, sodass zeitnah mit dem Ausbau begonnen werden kann. 
 
Er informiert, dass die Baugenehmigung für das Vorhaben der Firma Fiege erteilt wurde und 
erklärt, dass durch ein mögliches Normenkontrollverfahren keine aufschiebende Wirkung 
entstünde. 
 
Zu der Einführung einer Umweltzone in Darmstadt berichtet Landrat Schellhaas, dass er sich mit 
dem Oberbürgermeister der Stadt Darmstadt auf die gemeinsame Beauftragung eines Büros 
verständigt hat, das die aus der Einführung einer Umweltzone resultierenden Auswirkungen, auch 
für die Kommunen im Landkreis Darmstadt-Dieburg, untersuchen soll. 
 
Weiter informiert Landrat Schellhaas, dass das Hessische Ministerium für Soziales und 
Integration im letzten Jahr den Wettbewerb der Regionen ausgerufen hat, mit dem Ziel, die 
Gesundheitsregionen zu stärken. Er teilt mit, dass in diesem Zusammenhang nun eine 
Vertragsvereinbarung vorliegt, die zum Ziel hat, die Gesundheitsregion Darmstadt und Darmstadt-
Dieburg zu entwickeln und erklärt, dass die Personalkosten für die erforderliche Stelle einer 
Gesundheitsmanagerin/ eines Gesundheitsmanagers durch das Land Hessen übernommen werden. 
 
Landrat Schellhaas teilt mit, dass am 01.04.2014 das neue Organigramm der Kreisverwaltung in 
Kraft getreten ist und gibt hierzu weitere Erläuterungen. 
 
In Bezug auf die Partnerprovinz Florenz berichtet er, dass er mit einer Delegation nach Florenz 
gereist ist. Er informiert, dass Anlass dieser Reise die Auflösung der dort bestehenden Provinzen 
war. Landrat Schellhaas erklärt, dass der Landkreis Darmstadt-Dieburg im Rahmen von bereits 
bestehenden Projekten weiterhin mit der ehemaligen Provinz Florenz kooperieren wird und er über 
weitere Entwicklungen berichtet. 
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Beschluss zu TOP  2.1. 
Vorlage-Nr.: 2007-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 031-007 

Betreff: Aufsichtsbehördliche Genehmigung über den 1. Nachtragswirtshaftsplan für 
das Wirtschaftsjahr 2013  "Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg" 

Beschluss: Kenntnis genommen 
 
Landrat Schellhaas teilt mit: 
 
Dass der Regierungspräsident mit Verfügung vom 18. Dezember 2013 die Genehmigung zu den 
Festsetzungen in dem 1. Nachtragswirtschaftplan für das Wirtschaftsjahr 2013 des 
Sondervermögens „Kreiskrankenhäuser des Landkreises Darmstadt-Dieburg“ erteilt hat.  
 
Diese Verfügung wird zur Kenntnisnahme vorgelegt. 
 
Zum Beschluss über den 2. Nachtragswirtschaftsplan wird mit Schreiben vom 24. Januar 2014 von 
Regierungspräsidium Darmstadt mitgeteilt, dass eine erneute aufsichtsbehördliche Genehmigung 
für den 2. Nachtragswirtschaftplan für das Wirtschaftsjahr 2013 des Sondervermögens 
„Kreiskrankenhäuser des Landkreises Darmstadt-Dieburg“ nicht nötig ist, da sich keine 
Änderungen in den genehmigungspflichtigen Teilen des Beschlusses zum Wirtschaftsplan ergeben. 
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Beschluss zu TOP  3. 
Vorlage-Nr.:  

Aktenzeichen:  

Betreff: Berichte der Kreistagsausschüsse 

Beschluss:  
 
Vorsitzende Wucherpfennig verweist auf die vorliegenden Niederschriften der 
Kreistagsausschüsse. 
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Beschluss zu TOP  4. 
Vorlage-Nr.:  

Aktenzeichen:  

Betreff: Beschlussempfehlungen der Kreistagsausschüsse 

Beschluss:  
 
Vorsitzende Wucherpfennig verweist auf das in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
festgelegte Verfahren mit den Vorlagen zum Thema „Haushaltskonsolidierung“. Sie erklärt, dass 
die Beschlussempfehlungen des Haupt- und Finanzausschusses jeweils unter Tagesordnungspunkt 4 
der Kreistagssitzung aufgerufen werden und Redezeiten, nach Vereinbarung des 
Kreistagspräsidiums, möglich sind. 
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Beschluss zu TOP  4.1. 
Vorlage-Nr.: 2024-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 031-024 

Betreff: Haushaltskonsolidierung: Zuschuss Musikschule 
HSK Nr. 133 / KGSt Nr. 53 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Beschluss: 
 
Der Zuschuss an den Verein „Musikschule Darmstadt-Dieburg e. V.“ wird eingestellt. Dazu wird 
der dem Zuschuss zu Grunde liegende Vertrag vom 29.08.1990 mit Wirkung zum 31.07.2015 
gekündigt. 
 
Die zum Zeitpunkt der Beendigung des Vertrages dem Verein unentgeltlich bereitgestellte Person 
steht dem Verein bis zum Eintritt der Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezug einer Rente 
weiterhin zu den seitherigen Bedingungen zur Verfügung. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Produkt: 040301 
Investitionsmaßnahme:  

  
Aufwendungen 2014 2015 2016 

Sachkonto: 62-64 0,00 EUR -53.038,00 EUR -127.290,00 EUR
Erträge 2014 2015 2016 

Sachkonto:  0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
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Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP  2          1 
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
 
 
      
 



  Niederschrift zur Sitzung KT/IX-019/2014 am 07.04.2014 

Druck: 22.04.2014 12:55 Uhr  Seite 13 von 41 
 
 
 

 
Beschluss zu TOP  4.2. 
Vorlage-Nr.: 2052-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 031-024 

Betreff: Haushaltskonsolidierung: Reduzierung der Aufwendungen für Publikationen 
HSK Nr. 12 / KGSt Nr. 34 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Beschluss: 
 

1. Die Aufwendungen für Öffentlichkeitsarbeit und Publikationen sind auf das absolut 
notwendige Mindestmaß zu beschränken. Jede Maßnahme bedarf der vorherigen 
Zustimmung durch die zuständige Dezernatsleitung. 

2. Dem Kreistag ist über die von den Dezernatsleitungen freigegebenen Publikationen und 
Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit in der Kernverwaltung und in den Eigenbetrieben 
vierteljährlich zu berichten. Dabei sind neben den Kosten die Zielsetzungen und 
beabsichtigten Wirkungen darzulegen. 

3. Die Aufwendungen für Öffentlichkeitsarbeit und Publikationen im Kreishaushalt werden auf 
150.000 Euro begrenzt.  

 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Produkt: Verschiedene 
Investitionsmaßnahme:  

  
Aufwendungen 2014 2015 2016 

Sachkonto: 6861000 u. a. -110.000,00 EUR -110.000,00 EUR -110.000,00 EUR
Erträge 2014 2015 2016 

Sachkonto:  0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
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Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  5. 
Vorlage-Nr.: 1873-2013/DaDi 

Aktenzeichen: 031-022 

Betreff: Spartenkonzernabschluss der Kreiskliniken Darmstadt-Dieburgfür das 
Wirtschaftsjahr 2011 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Beschluss: 
 
Der Spartenkonzernabschluss für das Wirtschaftsjahr 2011 (bestehend aus Konzernbilanz, Konzern-
Gewinn- und Verlustrechnung, Konzernanhang, Kapitalflussrechnung und Eigenkapitalspiegel) 
sowie der Konzernlagebericht für den Eigenbetrieb Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Das Spartenkonzernergebnis des Eigenbetriebs Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg beträgt T € 70.  
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  6. 
Vorlage-Nr.: 1874-2013/DaDi 

Aktenzeichen: 031-022 

Betreff: Spartenkonzernabschluss der Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg für das 
Wirtschaftsjahr 2012 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Beschluss: 
 
Der Spartenkonzernabschluss der Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg für das Wirtschaftsjahr 2012 
(bestehend aus Konzernbilanz, Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, Konzernanhang, 
Kapitalflussrechnung und Eigenkapitalspiegel) sowie der Spartenkonzernlagebericht für den 
Eigenbetrieb Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg werden zur Kenntnis genommen. 
 
Das Spartenkonzernergebnis des Eigenbetriebs Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg beträgt T € 62. 
Hierin enthalte ist die ergebniswirksame Erfassung der Verlustausgleiche aus dem abgeschlossenen 
Betrauungsakt in Höhe von T € 9.799. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  7. 
Vorlage-Nr.: 2000-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 031-016 

Betreff: Bestellung eines Jahresabschlussprüfers für den Eigenbetrieb der Kreiskliniken 
Darmstadt-Dieburg 2014 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Beschluss: 
 
Die Curacon GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Pfungstädterstraße 100a, 64297 Darmstadt, 
wird zum Abschlussprüfer für den Jahrsabschluss 2014 des  Eigenbetriebs Kreiskliniken Darmstadt-
Dieburg bestellt. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Produkt: KKH 
Investitionsmaßnahme: Bestellung eines Jahresabschlussprüfers 2014 

 Bruttobetrag 
Aufwendungen 2014 2015 2016 

Sachkonto: 695000 22.610,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
Erträge 2014 2015 2016 

Sachkonto:  0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP  2          1 
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  8. 
Vorlage-Nr.:  

Aktenzeichen:  

Betreff: Nachtragshaushaltssatzung 2014 - Einbringung 

Beschluss:  
 
Landrat Schellhaas bringt die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2014 ein und berichtet über das 
Ergebnis des Jahresabschlusses 2013, das derzeit analysiert wird.  
 
Vorsitzende Wucherpfennig stellt fest, dass die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2014 eingebracht 
wurde. Sie stellt weiter fest, dass der Nachtrag zur Beratung an den Haupt- und Finanzausschuss 
verwiesen wurde und in der nächsten Kreistagssitzung am 23.06.2014 eine abschließende 
Beschlussfassung darüber erfolgt. 
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Beschluss zu TOP  8.1. 
Vorlage-Nr.: 1806-2013/DaDi/1 

Aktenzeichen: 031-001 

Betreff: Nachtragshaushaltssatzung 2014 

Beschluss: verwiesen 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 wird gem. § 52 Abs. 1 
HKO in Verbindung mit § 97 Abs. 1 HGO vom Kreisausschuss festgestellt und sodann dem 
Kreistag zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. Er enthält folgende Festlegungen: 
 

1. Im ordentlichen Ergebnis werden die Erträge um 3.485.291 Euro auf 381.832.188 Euro 
erhöht und damit der Fehlbedarf des ordentlichen Ergebnisses gegenüber bisher 27.279.620 
Euro auf 23.794.329 Euro neu festgesetzt. Die außerordentlichen Aufwendungen und 
Erträge werden nicht geändert. 

 
2. Der Saldo im Finanzhaushalt aus laufender Verwaltungstätigkeit wird nicht geändert. Die 

Ein- und Auszahlungen im Finanzhaushalt aus Investitions- und Finanzierungstätigkeit 
werden nicht geändert. Der Zahlungsmittelbedarf im Finanzhaushalt wird nicht geändert. 

 
3. Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-

maßnahmen, der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen und der Höchstbetrag der 
Kassenkredite werden durch die Nachtragshaushaltssatzung nicht geändert. 

 
4. Der Hebesatz für die Kreisumlage wird um 1,14 %-Punkte auf 39,99 % erhöht und der 

Hebesatz für die Schulumlage um 1,14 %-Punkte auf 18,01 % vermindert. Der 
Gesamthebesatz aus Kreis- und Schulumlage in Höhe von 58,0 % bleibt unverändert. 

 
5. Der bisherige Stellenplan wird nicht geändert. 
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Beschluss zu TOP  9. 
Vorlage-Nr.: 2014-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 221-004 

Betreff: Änderung der Satzung über die Bildung von Schulbezirken für Grundschulen 
des Landkreises Darmstadt-Dieburg 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Beschluss: 
 

1. Dem gemeinsamen Antrag der Friedensschule und der Schule im Angelgarten auf 
Aufhebung der Überschneidungsgebiete am Schulstandort in Groß-Zimmern wird ab dem 
Schuljahr 2014/15 zugestimmt. 

2. Die Satzung über die Bildung von Schulbezirken für Grundschulen des Landkreises 
Darmstadt-Dieburg wird wie folgt geändert: 

Änderungssatzung zur Satzung über die Bildung von Schulbezirken für Grundschulen des 
Landkreises Darmstadt Dieburg 
 
Aufgrund der §§ 5 und 30, Nr. 5 der Hessischen Landkreisordnung (HKO) in der Fassung vom 
01.04.2005 (GVBl. I, S. 183), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2011 (GVBl. I S. 786) und 
des § 143 des Hessischen Schulgesetzes (HSchG) in der Fassung vom 14.06.2005 (GVBl. I S. 441), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Dezember 2012 (GVBl. S. 645) hat der Kreistag in seiner 
Sitzung vom……………….die nachstehende Satzung beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
Artikel 2, Nr. III, Ziffer 11 erhält folgende Fassung: 
 
11. 
 
11.1 

 
Groß-Zimmern 
 
Friedensschule 
Grundschule 

 
 
 
Groß-Zimmern, Gebiet östlich der Bertha-von-
Suttner-Straße (ohne Bertha-von-Suttner-
Straße) bis zur Ludwigstraße (incl. 
Ludwigstraße), Teilbereich der 
Angelgartenstraße östlich der Bahnstraße und 
südlich der Johannes-Ohl-Straße (ohne 
Johannes-Ohl-Straße), incl. Odenwaldring, 
Schillerstraße, Heinrich-Brücher-Straße und 
Darmstädter Straße östlich der Schillerstraße)  
sowie die Bahnstrasse südlich der 
Angelgartenstraße. 

 
11.2 

 
Schule im Angelgarten 
Grundschule 

 
Groß-Zimmern, Gebiet westlich der Bertha-
von-Suttner-Straße (incl. Bertha-von-Suttner-
Straße) bis zur Ludwigstraße (ohne 
Ludwigstraße), Teilbereich der 
Angelgartenstraße westlich der Bahnstraße 
(incl. Angelgartenstraße), westlich der 
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Memelstraße (incl. Memelstraße, Saarstraße, 
Wichernweg) und nördlich der Johannes-Ohl-
Straße (incl. Johannes-Ohl-Straße), westlich der 
Schillerstraße (ohne Schillerstraße, incl. 
Darmstädter Straße westlich der Schillerstraße) 
sowie die Bahnstraße nördlich der 
Angelgartenstraße 

 
Artikel 2 

 
Die Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Produkt: 1.03.01.99 
Investitionsmaßnahme: keine 

  
Aufwendungen 2014 2015 2016 

Sachkonto: keine 0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
Erträge 2014 2015 2016 

Sachkonto: keine 0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  10. 
Vorlage-Nr.: 1934-2013/DaDi 

Aktenzeichen: 219-017 

Betreff: Gründung eines Medizinischen Versorgungszentrums über den Eigenbetrieb 
„Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg“ 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Abg. Dr. Göbel (SPD) nimmt unter Hinweis auf § 25 HGO nicht an der Beratung und 
Beschlussfassung teil. 
 
Auf Nachfrage des Abg. Grieger (Linke) teilt Vorsitzende Wucherpfennig hinsichtlich der 
Teilnahme des Abg. Krist (SPD) an der Beratung und Beschlussfassung mit, dass das Vorliegen 
eines Widerstreits der Interessen geprüft und verneint wurde. 
 
Beschluss: 
 

1. Der Landkreis Darmstadt-Dieburg gründet frühestens zum 01.07.2014 in Ober-Ramstadt, 
Darmstädter Strasse ein Medizinisches Versorgungszentrum nach § 95 SGB V in der 
Rechtsform einer GmbH. Zu diesem Zweck übernimmt der Landkreis Darmstadt-Dieburg 
die jeweiligen Praxisanteile an der Berufsausübungsgemeinschaft Dr. Doerr (33,33%), Dr. 
Steitz-Doerr (33,33 %) und Herr Krist (33,33 %) mit zwei hausärztlichen Vertragsarztsitzen 
sowie einen internistisch-fachärztlichen Vertragsarztsitz. Der Kaufpreis der 
Vertragsarztsitze beläuft sich insgesamt auf Euro 400.000,-. Die erforderlichen Mittel zur 
Gründung der GmbH und zum Ankauf der Praxisanteile in Höhe von insgesamt Euro 
425.000,- stehen im Finanzhaushalt 2014 des Landkreises Darmstadt-Dieburg zur 
Verfügung. 

 

2. Der Landkreis Darmstadt-Dieburg wird gem. § 95 Abs. 2 SGB V als Gesellschafter des 
MVZ eine selbstschuldnerische Bürgschaftserklärung für Forderungen von Kassenärztlichen 
Vereinigungen und Krankenkassen gegen das medizinische Versorgungszentrum aus dessen 
vertragsärztlicher Tätigkeit abgeben.  

 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Produkt: KKH Eigenbetrieb „Kreiskliniken“ 
Investitionsmaßnahme: Gründung eines Medizinischen Versorgungszentrums über den 

Eigenbetrieb „Kreiskliniken Darmstadt-Dieburg“ 
  

Auszahlungen 2014 2015 2016 
(Finanzhaushalt) 425.000,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR

Erträge 2014 2015 2016 
Sachkonto:  0,00 EUR 0,00 EUR 0,00 EUR
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Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  11. 
Vorlage-Nr.: 2056-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 440-001 

Betreff: Frauenkommission  
Wahl von sachkundigen und stellvertretenden sachkundigen Mitgliedern 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Vorsitzende Wucherpfennig stellt das Einvernehmen des Kreistages fest, dass die Wahl per 
Akklamation erfolgen kann. 
 
Beschluss: 
 
Der Kreistag wählt zur Bildung oder Ergänzung des im Betreff genannten Organs: 
 

 1 sachkundiges Mitglied 
 2 stv. sachkundige Mitglieder 

 
Vorschlagsberechtigung: 

 Frauen Union Darmstadt-Dieburg 

 Arbeitskreis Frauenbeauftragte 

Voraussetzungen: 
 passives Wahlrecht 

Dauer der Wahlzeit: 
 bis zum 31.03.2016 

Rechtsgrundlage: 
 Beschluss des Kreisausschusses (§43 HKO) vom 27.06.2006 

 Beschluss des Kreisausschusses (§43 HKO) vom 16.08.2011 

 Wahlvorschläge: 
 
 Sachkundiges Mitglied Stv. sachkundiges Mitglied 
1. Thoma, Alice Hengl, Katja 
2. Palka, Margarethe Hofmann, Karin 
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Abstimmungsergebnis: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  12. 
Vorlage-Nr.: 1710-2013/DaDi 

Aktenzeichen: 224-001 

Betreff: Verbesserung der räumlichen Situation in der Max-Planck-Schule in Groß 
Umstadt  
Antrag FW-PP 

Beschluss: erledigt 
 
Vorsitzende Wucherpfennig weist darauf hin, dass die Vorlage im Rahmen der 
Ausschussberatung für erledigt erklärt wurde. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag beauftragt die Verwaltung, für das Max-Planck-Gymnasium, eine Gesamtkonzeption 
zur zeitnahen Lösung der Raumprobleme, unter Einbezug des Gesamtgeländes und der 
angrenzenden Liegenschaften der evangelischen Kirche, zu erstellen und unverzüglich zur 
Umsetzung zu bringen. 
 
Folgende Grundsätze sind bei der Konzeption zu berücksichtigen: 
 

 Das Schulgelände soll in sich geschlossen bleiben. Die Anmietung der „Pestalozzischule“ 
kann nur als temporäre Lösung der Raumprobleme dienen. 

 Die fehlenden Räume sollen durch Ausbau und Optimierung vorhandener 
Gebäudeinfrastruktur erreicht werden. 

 Das Schulgelände ist durch den Erwerb von unmittelbar in der Nachbarschaft gelegenen 
Liegenschaften zu erweitern. 

 Berücksichtigungen aller Vorgaben des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. 
 Alle Provisorien sind zurückzuführen. 

 



  Niederschrift zur Sitzung KT/IX-019/2014 am 07.04.2014 

Druck: 22.04.2014 12:55 Uhr  Seite 27 von 41 
 
 
 

 
Beschluss zu TOP  13. 
Vorlage-Nr.: 1781-2013/DaDi 

Aktenzeichen: 221-003 

Betreff: Förderung der Betreuenden Grundschulen  
Antrag SPD, Grüne 

Beschluss: zurückgestellt 
 
Vorsitzende Wucherpfennig stellt nach Abstimmung über Tagesordnungspunkt 13.1 fest, dass die 
Vorlage zu Tagesordnungspunkt 13 damit zurückgestellt ist. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Kreistag Darmstadt-Dieburg stimmt den beigefügten Grundsätzen zur Förderung der 
Betreuenden Grundschulen incl. den entsprechenden Förderrichtlinien zu. 

 
2. Im Wirtschaftsplan 2014 werden die Ansätze für die Förderung der Betreuenden 

Grundschulen um 263.000 Euro erhöht. 
 



  Niederschrift zur Sitzung KT/IX-019/2014 am 07.04.2014 

Druck: 22.04.2014 12:55 Uhr  Seite 28 von 41 
 
 
 

 
Beschluss zu TOP  13.1. 
Vorlage-Nr.: 2049-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 221-003 

Betreff: Förderung der Betreuenden Grundschulen - Änderungsantrag SPD, Grüne 

Beschluss: geändert beschlossen 
 
Abg. Grieger (Linke) beantragt getrennte Abstimmung. 
 
Vorsitzende Wucherpfennig weist darauf hin, dass der Schul-, Kultur- und Sportausschuss dem 
Kreistag empfiehlt, den Beschlussvorschlag in geänderter Form zu beschließen und lässt diesen 
sodann in getrennter Abstimmung abstimmen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1.) 
Die Zum Stichtag des 01.08.2014 in der Trägerschaft des Landkreises stehenden 
Betreuenden Grundschulen bleiben bis auf Weiteres in der Trägerschaft des Landkreises, 
es sei denn, es bieten sich geeignete Dritte als Träger an. Der Landkreis Darmstadt-Dieburg wird 
bis zur Entscheidung über die Vorlagen-Nr. 1781-2013/DaDi  keine weiteren Betreuenden 
Grundschulen in seine Trägerschaft übernehmen. 
2.) 
Der Kreisausschuss wird beauftragt, im Gespräch mit dem Hessischen Kultusministerium 
konkrete Aussagen zur Umsetzung der im Koalitionsvertrag als „Pakt für den 
Nachmittag“ bezeichneten Vorhaben und Maßnahmen zu erlangen. Insbesondere ist 
zu erörtern, auf welcher Zeitschiene die Landesregierung eine Realisierung dieser 
Maßnahmen plant, wie die Finanzierung dieser Maßnahmen angedacht ist und wie 
die Maßnahmen ausgestaltet werden sollen. 
 
3.) 
Der Antrag der Koalition zu den Betreuenden Grundschulen wird bis zur Erlangung 
hinreichender Antworten von der Landesregierung im Geschäftsgang des Kreistages 
zurückgestellt. 
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Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1 Satz 1: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
 
 
      
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1 Satz 2: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU         1        
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Abstimmungsergebnis zu Ziffer 2: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
 
 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 3: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  14. 
Vorlage-Nr.: 2048-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 811-003 

Betreff: „Sachlicher Teilplan Erneuerbare Energien“- Stellungnahme des Kreises - 
Antrag SPD, Grüne 

Beschluss: ungeändert beschlossen 
 
Auf Antrag des Abg. Prochaska (FW-PP) lässt Vorsitzende Wucherpfennig getrennt über die 
Abschnitte des Beschlussvorschlages abstimmen. 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Kreistag beauftragt den Kreisausschuss in der jetzigen Offenlage des Entwurfs „Sachlicher 
Teilplan Erneuerbare Energien“ rechtzeitig vor dem 9.5.2014 Stellung zu nehmen. 

Dabei sollen insbesondere folgende Inhalte Berücksichtigung finden: 

Im Kreisgebiet sind derzeit 9 Windkraftanlagen (WKA) in Betrieb, zum Teil seit 20 Jahren. Es 
handelt sich um 5 WKA auf der „Neutscher Höhe“ im Gebiet der Gemeinden Modautal und 
Seeheim-Jugenheim und um 4 WKA auf dem Binselberg im Gebiet von Groß-Umstadt. 

Nur die beiden neuen WKA auf dem Binselberg liegen in einem der jetzt geplanten Vorranggebiete 
für Windenergienutzung.  

1. Ganz im Sinne der Energiewende unterstützt der Kreis diejenigen seiner Kommunen, die 
beantragen,  

a) dass bisherige bewährte Standort für WKA dauerhaft für WKA zur Verfügung stehen, 
(„Repowering“) auch wenn diese sich nicht in einem jetzt geplanten Windvorranggebiet 
befinden, 

b) dass auf Beschluss einer Gemeinde ergänzend Windvorranggebiete ausgewiesen 
werden, sofern die sonstigen Bedingungen erfüllt sind außer den Bedingungen 1000m 
Mindestabstand zu Vorranggebieten Siedlung, Mindestwindgeschwindigkeit, 
Mindestflächengröße 

2. Entsprechend beantragt der Kreis, dass der jetzige Entwurf „Sachlicher Teilplan Erneuerbare 
Energien“ so geändert wird, dass auf Antrag einer Kommune im Einzelfall auf die 
Ausschlusswirkung der Windvorranggebiet verzichtet wird, sofern der jeweilige Ausschluss 
nur begründet wird durch wenigstens eine der Bedingungen 1000m Mindestabstand zu 
Vorranggebieten Siedlung, 5,75 m/s Mindestwindgeschwindigkeit in 140m Höhe, 10 ha 
Mindestflächengröße  

3. Wenn eine Kommune durch Gutachten nachweisen kann, dass Flächen geeignet sind, sollen 
sie auch nach Rechtskraft des „Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien“ als 
Vorranggebiet nachträglich ausgewiesen werden.  

4. Zudem müssen die Städte und Kommunen ihre Bürgerinnen und Bürger in angemessener 
Form beteiligen. Über die Form der Beteiligung entscheidet die jeweilige Stadt oder 
Kommune. 
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Abstimmungsergebnis zu den ersten vier Absätzen des Beschlussvorschlages (vor Ziffer 1): 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
 
 
      
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1a) (erster Spiegelstrich): 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Abstimmungsergebnis zu Ziffer 1b) (zweiter Spiegelstrich): 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
 
 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 2: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Abstimmungsergebnis zu Ziffer 3: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
 
 
Abstimmungsergebnis zu Ziffer 4: 
 

  einstimmig 
Zustimmung (Ja):         

Ablehnung (Nein):        
Enthaltung:         

  
Detailergebnis, 

wenn zutreffend Zustimmung (Ja): Ablehnung (Nein): Enthaltung: 

SPD                      
Grüne                      

CDU                      
FDP                      

FW-PP                       
Linke                       

Fraktionslos                      
  

Befangen:        
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Beschluss zu TOP  15. 
Vorlage-Nr.: 2045-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 219-009 

Betreff: Zukunft der Schwimmbäder im Landkreis Darmstadt-Dieburg; 
Schwimmunterricht in der SEK I - Anfrage CDU 

Beschluss: Kenntnis genommen 
 
Anfrage der Fraktion der CDU: 
 

1. Gibt es bereits Gespräche mit anderen Landkreisen (Bergstraße, Groß-Gerau) bezüglich des 
Baus eines gemeinsamen Zentralschwimmbades? Wenn nein, sind Gespräche seitens des 
Landkreises Darmstadt-Dieburg geplant? 

 
Es wurden bisher weder Gespräche geführt, noch sind Gespräche geplant, da die 
Sicherstellung des Schwimmunterrichts nicht originäre Aufgabe des Schulträgers ist.  
 

2. Plant der Landkreis Darmstadt-Dieburg – ähnlich wie der Landkreis Groß-Gerau – eine 
Analyse zum Zustand und der Zukunft der Schwimmbäder? 

 
Nein. 
 

3. In welchen Schwimmbädern im Landkreis Darmstadt-Dieburg wird 
Schulschwimmunterricht angeboten? Welche Kosten entstehen dabei für den Landkreis 
Darmstadt-Dieburg neben den Beförderungskosten? 

 
In der Anlage erhalten Sie eine Übersicht, von welchen Schulen welche Schwimmbäder zum 
Schwimmunterricht genutzt werden. Für die Anmietung dieser Schwimmbäder entstehen 
dem Schulträger für 2014 ca. 60.000 EUR. 
 

4. Unterstützt der Landkreis Darmstadt-Dieburg als Schulträger Städte und Gemeinden bei der 
Aufrechterhaltung des Schwimmbetriebes, um Schülerinnen und Schülern das 
Schulschwimmen wohnortnah zu ermöglichen? Wenn nein, gibt es Planungen dies 
zukünftig zu tun? 

 
Nein. 

 
5. Konnten alle Schulen nach der Schließung des Pfungstädter Schwimmbades 

Ausweichschwimmbäder finden? Wenn ja, in welchen Schwimmbädern? Wenn nein, 
welche Schule(n) nicht? 

 
Über den Eigenbetrieb Da-Di Werk Gebäudemanagement wurde gemeinsam mit der 
Abteilung Schulservice versucht,  kurzfristige Ausweichmöglichkeiten in Griesheim, Mühltal 
und Bensheim zu finden. Da dort bereits hohe Auslastungen sind, gestaltete sich dies 
schwierig. 
Die Pfungstädter Grundschulen haben daher zum Teil entschieden, in diesem Schulhalbjahr 
keinen Schwimmunterricht mehr anzubieten. 
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6. Wie ist der Schwimmunterricht in der SEK I geregelt? Können alle verpflichteten 
Schwimmunterrichtsstunden angeboten werden? 

 
Das Schwimmen und Bewegen im Wasser ist im Lehrplan der SEK I enthalten. Es liegt aber 
in der Verantwortung der Schulleitung, ob dieser Unterricht auch tatsächlich angeboten 
wird.  Wenn ja, übernimmt der Schulträger die Beförderungskosten und Eintrittsgelder. 
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Beschluss zu TOP  16. 
Vorlage-Nr.: 2046-2014/DaDi 

Aktenzeichen: 424-003 

Betreff: Vernetzung der (Jugend-)Sozialarbeit an Schulen - Anfrage CDU 

Beschluss: Kenntnis genommen 
 
Anfrage der Fraktion der CDU: 
 

1. Gibt es eine Vernetzung bzw. einen regelmäßigen Austausch der verschiedenen 
Kostenträger von (Jugend-)Sozialarbeit an Schulen?  
 
Ja, in unterschiedlicher Ausprägung. Die Enge und Möglichkeiten der Kooperation sind 
abhängig vom Willen und der Bereitschaft von Schulleitungen, Lehrerschaft, externen 
Trägern und Kommunen, dies zuzulassen bzw. zu unterstützen.  

 
Für das Jugendamt besteht ein klarer rechtlicher Auftrag zur Zusammenarbeit mit „Schulen 
und Stellen der Schulverwaltung“ (§ 81 Ziff. 3 SGB VIII). Es ist Teil der beruflichen 
Profession der eingesetzten Kolleginnen und Kollegen dies zu leben und zu tun.  

 
An ihre Grenzen stoßen unsere Fachkräfte dann, wenn diese Kooperationsbereitschaft aus 
tatsächlichen oder auch unterschiedlichen Auffassungen zur inhaltlichen Arbeit nicht oder 
nur eingeschränkt gegeben ist. Als überaus hinderlich erweist sich in diesem 
Zusammenhang, dass das Land Hessen im Hessischen Schulgesetz keine in vergleichbarer 
Form ausgestaltete Verpflichtung von Schulen zur Kooperation mit dem Jugendamt 
geschaffen hat. – Schule muss also rechtlich nicht mit dem Jugendamt kooperieren. 
Rechtlich ist die Kooperation also als „Einbahnstraße“ zu Lasten des Jugendhilfeträgers zu 
bezeichnen.  

 
Bevor eine detaillierte Darstellung der Kooperationsbeziehungen erfolgt, ist auch nochmals 
auf die unterschiedlichen Formen der Schulsozialarbeit (richtiger: Jugendsozialarbeit an 
Schulen gem. § 13 Abs. 1 SGB VIII) im Landkreis Darmstadt-Dieburg hinzuweisen. 

 
 Grundschulbereich 

 
Es bestehen zwei Zentren für schulische Erziehungshilfe in gemeinsamer 
Verantwortung von Staatlichem Schulamt und Jugendamt betrieben werden. 
Über ihre Arbeit wird dem Kreistag jährlich berichtet. Entsprechend der 
schriftlichen Kooperationsvereinbarungen finden regelmäßig monatliche 
Teamgespräche unter Einbeziehung der jeweiligen schulischen und der 
Leitungskräfte des Jugendamtes statt. Es bestehen auch zu den einzelnen 
Grundschulen enge Vernetzungsstrukturen. 
 

 Jugendsozialarbeit an Schule  (JuSaS) 
 

Der Kreistag hat durch den Beschluss zu Vorlage Nr. 2368-2008 den 
fachlichen Rahmen für Kooperationen in diesem Feld der Schulsozialarbeit 
gesetzt. Der Wille des Kreistages bindet die Verwaltung des Jugendamtes.  
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Er hat zunächst für den Bereich JuSaS folgende Organisationsvorgaben 
getroffen (Auszug aus der Konzeption):  

 
„Für die vom Landkreis bereitgestellte Personalressource gilt folgende 
Organisationsform: 
 

 Schulsozialarbeit wird in Regionalteams im Landkreis durchgeführt, 
um die größtmögliche Nähe zu den Schulen, zu den regionalen 
Hilfesystemen und Netzwerkpartnern gewährleisten zu können. 
Dienstort ist das Kreishaus Darmstadt-Kranichstein. 

 
 Die Dienst und Fachaufsicht wird durch die Leitung des Sachgebietes 

Schulsozialarbeit ausgeübt.  
 
 Die Organisation und Durchführung von Berufsgruppen 

übergreifenden Austauschforen und Arbeitskreisen zu 
fachspezifischen Themen wird von der Leitung des Sachgebietes 
„Schulsozialarbeit“ wahrgenommen. 

 
 Es wird verlässliche Zuordnungen der sozialpädagogischen 

Fachkräfte für die Schulen geben. Diese werden sich an der 
Aufteilung der Regionen des Allgemeinen Sozialen Dienstes 
orientieren. Besonderes Augenmerk wird darauf gerichtet, dass die 
Fachkräfte der Schulsozialarbeit in hohem Maße an den jeweiligen 
Schulen präsent sind.  

 
 Die Fachkräfte der Schulsozialarbeit nehmen koordinierende 

Aufgaben hinsichtlich der kommunalen Angebotsstruktur wahr. Sie 
vermitteln niedrig schwellige Hilfeangebote im Kontext des sozialen 
und institutionellen Umfeldes und stellen in schwierigen Einzelfällen 
die Zusammenarbeit mit dem „Allgemeinen Sozialdienst“ sicher  

 
 

 Instrumente zur Qualitätssicherung und Evaluation sind zu 
gewährleisten.  

 
 Es wird ein Beirat mit beratender und überprüfender Funktion 

installiert, der sich aus Vertreterinnen und Vertretern 
unterschiedlicher Einrichtungen zusammensetzt: z.B. Jugendamt, 
Schule, Staatliches Schulamt, Jugendhilfeeinrichtungen, Kommune 
und Politik, Schulentwicklung.“ 
 

 
Als Ziel der Arbeit wird an anderer Stelle beschrieben:  

 
 „Die unterschiedlichen Angebote von Schulsozialarbeit sind zu einem 

einheitlichen regionalen Konzept zusammengewachsen, dem 
verbindliche Qualitätsstandards zugrunde liegen.“ 
 

Dieses Ziel ist noch nicht an allen Schulen erreicht.  
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o Landrat-Gruber-Schule 
 

Auch hier wurde eine zusätzliche Stelle aus Mitteln des Bildungs- und 
Teilhabepaketes eingerichtet, die nach ausscheiden der Fachkraft nicht mehr 
neu besetzt wurde. Die Kooperationsbeziehungen zwischen den stundenweise 
eingesetzten Fachkräften des Jugendamtes zur Schulleitung, zu Lehrern, 
Institutionen und weiteren Sozialleistungsträgern im Bereich/Umfeld der 
Landrat-Gruber-Schule sind langjährig gewachsen und stabil. 

 
Wenn nein, gibt es Planungen für künftige Kooperationen? 
 
sh. vorstehende Ausführungen 
 

2. Gibt es Überlegungen, einzelne Stellen mit anderen Kostenträgern gemeinsam zu 
finanzieren?  
 
ja 
 
Wurden bereits Ideen zu einer generellen Strukturierung angestellt, die Doppelstrukturen 
vermeiden und Synergieeffekte ausnutzen können? 
 
ja 
 
Präzedenzfall: Ober-Ramstadt: Eine Vollzeitkraft wird zur Hälfte vom Landkreis, zur Hälfte 
von der Schule bezahlt. 
 
 

3. Wie werden die vier zum 31.12.2013 weggefallen Stellen in der täglichen Arbeit 
kompensiert?  
 
Eine Kompensierung ist nicht möglich. Es erfolgten Leistungskürzungen. Die 
Jugendsozialarbeit an Förder- und Grundschulen ist komplett entfallen. Im Moment sind an 
weiteren 3 SEK-I-Schulen (insgesamt 1,5) Stellen auf Grund von Stellenbesetzungssperren 
unbesetzt. Den Schulen des Kreises wird zu gegebener Zeit mitzuteilen sein, dass die Stellen 
dauerhaft nicht besetzt werden können. 
 
Konnten die Stellen durch Umorganisationen in der Verwaltung (teilweise) erhalten 
bleiben? 
 
Nein. 
 

4. Gibt es noch die regelmäßigen Treffen donnerstags in der Kreisverwaltung?  
 
ja 
 
Wenn ja, in welchem Turnus? 
 
14-tägig, 4 Stunden am Vormittag 
 

5. Gibt es einen festen Verteilungsschlüssel von Stellen für (Jugend-)Sozialarbeit an Schulen?  
 

Ja, wurde festgelegt durch den Kreistag (Anlage 2 zu Vorlage Nr.: 2368-2008) 
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Wenn ja, wie errechnet sich dieser? 
 
Wie bereits erwähnt, wurde dieser Schlüssel festgelegt und orientierte sich an zwei 
Vorgaben: a) 8,5 Stellen und b) alle SEK-I-Schulen sollen profitieren durch die 
schulbezogene Zuordnung der Fachkräfte. Er lautet:  

 
Bis 800 Schülerinnen/Schüler:           0,25 VZÄ 
Bis 1100 Schülerinnen/Schüler:        0,50 VZÄ 
Ab 1100 Schülerinnen/Schüler:        0,75 VZÄ 
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Vorsitzende Wucherpfennig schließt die Sitzung um 15:43 Uhr. 
 

- - - 
Ende der Niederschrift 

- - - 
 
Darmstadt, den 22. April 2014 
 
 
 
 
Dagmar Wucherpfennig Rainer Leiß 
Vorsitzende Schriftführer 


